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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 412/2009 DES RATES 

vom 18. Mai 2009 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 428/2005 des Rates zur Einführung eines endgültigen 
Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern mit Ursprung in der Volksrepublik 
China und Saudi-Arabien, zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2852/2000 zur Einführung eines 
endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Polyester-Spinnfasern mit Ursprung in der 
Republik Korea und zur Einstellung des Antidumpingverfahrens betreffend solcher Einfuhren mit 

Ursprung in Taiwan 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 233, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 
22. Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuh­
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län­
dern ( 1 ) („Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 9 Ab­
satz 4, 

auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. VERFAHREN 

(1) Im Oktober 1999 leitete die Kommission eine Untersu­
chung der Einfuhren von Polyester-Spinnfasern („PSF“) 
mit Ursprung in der Republik Korea ein („Ausgangsunter­
suchung“) ( 2 ).Im Juli 2000 wurden mit der Verordnung 
(EG) Nr. 1472/2000 der Kommission ( 3 ) vorläufige Anti­
dumpingzölle und im Dezember 2000 mit der Verord­
nung (EG) Nr. 2852/2000 des Rates ( 4 ) endgültige Anti­
dumpingzölle eingeführt. 

(2) Gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung leitete 
die Kommission im Dezember 2003 eine Interimsüber­
prüfung („Überprüfung“) der Antidumpingzölle auf Ein­
fuhren von PSF mit Ursprung unter anderem in der Re­
publik Korea ein ( 5 ). Die Zölle auf Einfuhren aus der 
Republik Korea wurden durch die Verordnung (EG) Nr. 
428/2005 des Rates ( 6 ) („Verordnung (EG) Nr. 
428/2005“) geändert. 

(3) Am 10. Juni 2005 reichte die Huvis Corporation („Hu­
vis“) beim Gericht erster Instanz der Europäischen 
Gemeinschaften eine Klage ( 7 ). auf Nichtigerklärung von 
Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 428/2005 im Hinblick 
auf den Antidumpingzollsatz für Huvis ein. 

(4) Am 8. Juli 2008 erklärte das Gericht erster Instanz Arti­
kel 2 der Verordnung (EG) Nr. 428/2005 im Hinblick auf 
Huvis für nichtig ( 8 ). 

(5) Das Gericht erster Instanz befand unter anderem, dass die 
Organe nicht ausreichend begründet hatten, weshalb bei 
der Ausgangsuntersuchung und bei der Überprüfung un­
terschiedliche Methoden zur Berechnung des individuel­
len Zollsatzes für Huvis angewandt wurden. Aus diesem 
Grund wurden die diesbezüglichen Feststellungen der Or­
gane als nicht im Einklang mit Artikel 11 Absatz 9 der 
Grundverordnung erachtet. 

(6) Dementsprechend wurde Artikel 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 428/2005 insoweit für nichtig erklärt, als der Anti­
dumpingzoll auf die von Huvis hergestellten und in die 
Gemeinschaft ausgeführten Waren den Antidumpingzoll 
überstieg, der gelten würde, wenn dieselbe Methode wie 
in der Ausgangsuntersuchung angewandt worden wäre.
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(7) Von den Gerichten wird anerkannt, dass die Nichtiger­
klärung einer Handlung in einem mehrphasigen Verfah­
ren nicht die Nichtigkeit des gesamten Verfahrens zur 
notwendigen Folge hat ( 1 ). Das Antidumpingverfahren 
ist ein Beispiel für ein solches mehrphasiges Verfahren. 
Daher zieht die Nichtigerklärung einzelner Teile der Ver­
ordnung zur Einführung der endgültigen Antidumping­
zölle nicht die Nichtigkeit des gesamten, vor der An­
nahme der fraglichen Verordnung durchgeführten Verfah­
rens nach sich. Gemäß Artikel 233 des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaft sind die Or­
gane der Gemeinschaft jedoch verpflichtet, dem Urteil der 
Gerichte der Europäischen Gemeinschaften nachzukom­
men. Die Organe der Gemeinschaft haben bei der Um­
setzung des Gerichtsurteils mithin die Möglichkeit, die 
angefochtene Verordnung nur in den Punkten zu ändern, 
die zu ihrer Nichtigerklärung führten, und die unange­
fochtenen Punkte, die durch das Urteil nicht berührt wa­
ren, unverändert zu lassen ( 2 ). 

(8) Mit der vorliegenden Verordnung sollen diejenigen 
Punkte der Verordnung (EG) Nr. 428/2005 korrigiert 
werden, die für mit der Grundverordnung nicht vereinbar 
befunden wurden und damit zur Nichtigerklärung von 
Teilen dieser Verordnung führten. Außerdem werden 
mit der vorliegenden Verordnung die Konsequenzen aus 
Artikel 9 Absatz 6 der Grundverordnung für Ausführer 
in der Republik Korea gezogen, die bereit waren, an der 
Untersuchung mitzuarbeiten, die zur Annahme der Ver­
ordnung (EG) Nr. 428/2005 führte. Alle anderen Fest­
stellungen der Verordnung (EG) Nr. 428/2005, die nicht 
fristgerecht angefochten und daher vom Gericht erster 
Instanz nicht berücksichtigt wurden und die mithin nicht 
zur Nichtigerklärung der angefochtenen Verordnung 
führten, bleiben weiterhin gültig. 

(9) Aus diesen Gründen wurde gemäß Artikel 233 des Ver­
trags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft der 
Antidumpingzollsatz für Huvis auf der Grundlage des 
Urteils des Gerichts erster Instanz neu berechnet. 

B. NEUBEWERTUNG DER FESTSTELLUNGEN AUF DER 
GRUNDLAGE DES URTEILS DES GERICHTS ERSTER IN­

STANZ 

(10) Der Teil des Urteils, auf den sich die vorliegende Ver­
ordnung bezieht, ist die Berechnung der Dumpingspanne, 
genauer gesagt die Berechnung der Berichtigung des Nor­
malwerts für Unterschiede zwischen dem Ausfuhrpreis 
und dem Normalwert bei den Einfuhrabgaben gemäß 
Artikel 2 Absatz 10 Buchstabe b der Grundverordnung. 

(11) Wie unter den Randnummern 127 und 128 der Verord­
nung (EG) Nr. 428/2005 erläutert, wurden zur Berech­
nung der Berichtigung des Normalwerts bei der Aus­
gangsuntersuchung und bei der oben genannten Inte­
rimsüberprüfung unterschiedliche Methoden angewandt. 

(12) Ohne über die Rechtmäßigkeit der in der Interimsüber­
prüfung angewandten Methode zur Berechnung der oben 

genannten Berichtigung an sich zu entscheiden, urteilte 
das Gericht erster Instanz, dass die Gemeinschaftsorgane 
keine Änderung der Umstände nachgewiesen hatten, die 
gemäß Artikel 11 Absatz 9 der Grundverordnung die 
Anwendung einer anderen als der in der Ausgangsunter­
suchung verwendeten Methode gerechtfertigt hätte. Daher 
erklärte das Gericht Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 
428/2005 insoweit für nichtig, als der Antidumpingzoll 
auf die von Huvis hergestellten und in die Gemeinschaft 
ausgeführten Waren den Antidumpingzoll überstieg, der 
gelten würde, wenn zur Berechnung der Berichtigung des 
Normalwerts für Einfuhrabgaben dieselbe Methode wie in 
der Ausgangsuntersuchung angewandt worden wäre. 

(13) Aus diesem Grund wurde die Berichtigung des Normal­
werts für Einfuhrabgaben auf der Grundlage der in der 
Ausgangsuntersuchung angewandten Methode neu be­
rechnet. 

(14) Beim Vergleich des auf diese Weise berechneten gewoge­
nen durchschnittlichen Normalwertes mit dem bei der 
Interimsuntersuchung festgestellten gewogenen durch­
schnittlichen Ausfuhrpreis je Warentyp und auf der Stufe 
ab Werk wurde Dumping festgestellt. Die festgestellte 
Dumpingspanne, ausgedrückt als Prozentsatz des cif-Prei­
ses frei Grenze der Gemeinschaft, unverzollt, beträgt 
3,9 %. 

(15) Der für Huvis berechnete individuelle Zollsatz war in die 
Berechnung des gewogenen durchschnittlichen Zolls mi­
teinbezogen worden, der für nicht in die Stichprobe ein­
bezogene kooperierende Ausführer in Korea gelten sollte. 
Deshalb wurde die Dumpingspanne für nicht in die 
Stichprobe einbezogene kooperierende Unternehmen 
neu berechnet. Die neue Dumpingspanne für nicht in 
die Stichprobe einbezogene kooperierende ausführende 
Hersteller, die auf der Grundlage einer gewogenen durch­
schnittlichen Dumpingspanne ermittelt wurde, beträgt 
4,4 %. 

(16) Ein Unternehmen, Woongjin Chemical Co., Ltd. (früher 
Saehan Industries Inc.), nahm mit der Kommission Kon­
takt auf und machte geltend, dass sein Zoll ebenfalls 
angepasst werden sollte. Da dieses Unternehmen jedoch 
nicht auf Nichtigerklärung seines Zolls durch das Gericht 
erster Instanz geklagt hatte, ist sein Zoll endgültiger Zoll. 

C. UNTERRICHTUNG 

(17) Alle von der Durchführung des Urteils betroffenen inte­
ressierten Parteien wurden über den Vorschlag unterrich­
tet, die Antidumpingzollsätze für Huvis und für die nicht 
in die Stichprobe einbezogenen kooperierenden Unter­
nehmen zu überprüfen. Gemäß der Grundverordnung 
wurde ihnen außerdem eine Frist eingeräumt, innerhalb 
deren sie nach dieser Unterrichtung Stellung nehmen 
konnten. Ihre Bemerkungen wurden berücksichtigt, so­
weit sie hinreichend begründet und gerechtfertigt waren.

DE L 125/2 Amtsblatt der Europäischen Union 21.5.2009 

( 1 ) IPS/Rat, Slg. 1998, II-3939. 
( 2 ) Rechtssache C-458/98 P, IPS/Rat, Slg. 2000, I-08147.



D. SCHLUSSFOLGERUNG 

(18) Aus den oben genannten Gründen sollten die Zollsätze 
für Huvis und für die nicht in die Stichprobe einbezoge­
nen kooperierenden ausführenden Hersteller entspre­
chend geändert werden. Die geänderten Zollsätze sollten 
rückwirkend ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Verordnung (EG) Nr. 428/2005 gelten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Tabelle in Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 428/2005, die 
die endgültigen Antidumpingzollsätze für die Einfuhren synthe­
tischer Spinnfasern, weder gekrempelt noch gekämmt noch an­
ders für die Spinnerei bearbeitet, aus Polyestern, des KN-Codes 
5503 20 00, mit Ursprung in der Republik Korea betrifft, erhält 
folgende Fassung: 

Unternehmen Zollsatz TARIC- 
Zusatzcode 

Huvis Corporation 
151-7, Samsung-dong, Gangnam-gu, Seoul 

3,9 A151 

Woongjin Chemical Co., Ltd. 
(früher Saehen Industries Inc.) 
254-8, Kongduk-dong, Mapo-ku, Seoul 

10,6 A599 

Sung Lim Co., Ltd. 
RM 911, Dae-Young Bldg, 44-1; Youido- 
Dong Youngdungpo-ku, Seoul 

0 A154 

Dongwoo Industry Co. Ltd. 
729, Geochon-Ri, Bongwha-up, Bongwha- 
Kun, Kyoungsangbuk-do 

4,4 A608 

East Young Co. Ltd. 
Bongwan #202, Gumi Techno Business 
Center, 267 
Gongdan-Dong, Gumi-si, Kyungbuk 

4,4 A609 

Unternehmen Zollsatz TARIC- 
Zusatzcode 

Estal Industrial Co. 
845 Hokye-dong, Yangsan-City, Kyungnam 

4,4 A610 

Geum Poong Corporation 
62-2, Gachun-Ri, Samnam-Myon, Ulju-Ku, 
Ulsan-shi 

4,4 A611 

Keon Baek Co. Ltd. 
1188-3, Shinsang-Ri, Jinryang-Eup, 
Kyungsan-si, Kyungbuk-do 

4,4 A612 

Samheung Co. Ltd. 
557-12, Dongkyu-Ri, Pochon-Eub Pochon- 
Kun, Kyungki-do 

4,4 A613 

Alle übrigen Unternehmen 10,6 A999 

Artikel 2 

Die Antidumpingzölle, die gemäß Artikel 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 428/2005 in ihrer ursprünglichen Fassung entrichtet 
oder buchmäßig erfasst wurden und die gemäß Artikel 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 428/2005 in ihrer durch die vorliegende 
Verordnung geänderten Fassung festgesetzten Antidumpingzölle 
übersteigen, werden erstattet oder erlassen. 

Die Erstattung oder der Erlass der Zölle ist bei den nationalen 
Zollbehörden gemäß den anwendbaren Zollvorschriften zu be­
antragen. In ordnungsgemäß begründeten Fällen wird die in 
Artikel 236 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex 
der Gemeinschaften ( 1 ) vorgesehene Frist von drei Jahren um 
zwei Jahre verlängert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 18. März 2005. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Brüssel am 18. Mai 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 

J. KOHOUT
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